
Beschluss: 
Der Rat beschließt folgende Satzung: 
 
15. Satzung vom .........2014 zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Born-
heim vom 17.07.1992 
 
Der Rat hat in seiner Sitzung am 02.07.2014 aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder folgende 15. Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung der Stadt Bornheim vom 17. Juli 1992 beschlossen: 
 
 
Artikel I 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Bornheim vom 17.07.1992 wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 4 Abs. 1 (Bürgerbeteiligung) erhält folgende Fassung: 
 
„Der Rat unterrichtet die Bürgerinnen und Bürger rechtzeitig über allgemein bedeutsame 
Planungsangelegenheiten und Vorhaben der Stadt Bornheim. 
Dazu gehören wesentliche Inhalte der Stadtentwicklungsplanung, Rahmenpläne für die Ges-
taltung der Stadtteile, wesentliche Fragen des Stadtverkehrs sowie Planung, Errichtung, we-
sentliche Änderung oder Auflösung von öffentlichen Einrichtungen. Dabei sind Grundlagen, 
Ziele, Zweck, Auswirkungen, Alternativen und voraussichtliche Kostenbeteiligungen der Bür-
gerinnen und Bürger darzulegen. 
Die Unterrichtung ist in der Regel so vorzunehmen, dass Gelegenheit zur Äußerung und zur 
Erörterung besteht.“ 
 
2.  § 5 Abs. 3 (Ausschuss für Bürgerangelegenheiten) erhält folgende Fassung: 
 
Der Bürgermeister/ Die Bürgermeisterin bestätigt dem Antragssteller / der Antragstellerin 
unmittelbar den Eingang und benennt den voraussichtlichen Termin der nächsten Sitzung 
des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten. Der Antragssteller / die Antragstellerin erhält 
spätestens zwölf Tage vor der Sitzung die Einladung sowie die seinen/ ihren Antrag betref-
fende Sitzungsvorlage des Ausschusses. Der Bürgermeister / die Bürgermeisterin unterrich-
tet den Antragsteller / die Antragstellerin schriftlich über die abschließende Stellungnahme zu 
den Anregungen und Beschwerden.“ 
 
3. § 5 Abs. 4 wird neu hinzugefügt 
 
„Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten tagt nicht ausschließlich im Rathaus, sondern bei 
Bedarf an unterschiedlichen Orten im Stadtgebiet.“ 
 
4. Im § 7 Abs. 1 Nr.3 Satz 2 wird die Zahl „30“ durch die Zahl „50“ ersetzt. 
 
5. § 8 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Der Rat wählt für die Dauer seiner Wahlzeit aus seiner Mitte ohne Aussprache drei ehren-
amtliche Stellvertreter / Stellvertreterinnen des Bürgermeisters / der Bürgermeisterin.“ 
 
6. § 9 erhält folgende Fassung: 
 
„Jede Fraktion hat Anspruch auf pauschalen Ersatz der Auslagen in Höhe von monatlich 
375,00 Euro. Pro Ratsmitglied erhöht sich dieser Anspruch um 30,00 Euro pro Monat. 



Über die Verwendung der Mittel ist ein jährlicher Nachweis mit Belegen zu führen, der vom 
Rechnungsprüfungsausschuss kontrolliert wird. Jede Fraktion hat darüber hinaus Anspruch 
auf ein ausgestattetes Büro mit Technik-Arbeitsplatz sowie nach Verfügbarkeit Anspruch auf 
die Nutzung von Sitzungsräumen im Rathaus. 

 
Artikel II 
 
Die Änderungen der Hauptsatzung treten mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 

 


